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Arbeitshilfe Aufenthaltsrecht 
 
Die geplanten Änderungen durch das Gesetz 
zur Einführung eines Chancen-
Aufenthaltsrechts im Aufenthaltsgesetz. 



Die Änderungen durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung (BT-Drs. 20/3717) sind blau 
und fett bzw. blau und durchgestrichen. Die Änderungen durch die Beschlussempfehlung 
des Innenausschusses (BT-Drs. 20/4700) sind rot und fett bzw. rot und durchgestrichen. 

 

Änderungen im AufenthG 

[…] 

§ 25 Aufenthalt aus humanitären Gründen 

(1) 1Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn er als Asylberechtigter 
anerkannt ist. 2Dies gilt nicht, wenn der Ausländer unter den Voraussetzungen des § 53 
Absatz 3a auf Grund eines besonders schwerwiegenden Ausweisungsinteresses nach § 54 
Absatz 1 ausgewiesen worden ist. 3Bis zur Erteilung der Aufenthaltserlaubnis gilt der 
Aufenthalt als erlaubt. 

(2) 1Einem Ausländer ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Asylgesetzes oder subsidiären Schutz im Sinne des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes 
zuerkannt hat. 2Absatz 1 Satz 2 bis 3 gilt entsprechend. 

(3) 1Einem Ausländer soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn ein 
Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5 oder 7 vorliegt. 2Die Aufenthaltserlaubnis wird nicht 
erteilt, wenn die Ausreise in einen anderen Staat möglich und zumutbar ist oder der 
Ausländer wiederholt oder gröblich gegen entsprechende Mitwirkungspflichten verstößt. 3Sie 
wird ferner nicht erteilt, wenn schwerwiegende Gründe die Annahme rechtfertigen, dass der 
Ausländer 

1.  ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen oder ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke begangen hat, die 
ausgearbeitet worden sind, um Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzulegen, 

2. eine Straftat von erheblicher Bedeutung begangen hat, 

3.  sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Zielen und Grundsätzen der Vereinten 
Nationen, wie sie in der Präambel und den Artikeln 1 und 2 der Charta der Vereinten 
Nationen verankert sind, zuwiderlaufen, oder 

4.  eine Gefahr für die Allgemeinheit oder eine Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland darstellt. 

(4) 1Einem nicht vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer kann für einen vorübergehenden 
Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, solange dringende humanitäre oder 
persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere 
Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern. 2Eine Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 
8 Abs. 1 und 2 verlängert werden, wenn auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls das 
Verlassen des Bundesgebiets für den Ausländer eine außergewöhnliche Härte bedeuten 
würde. 3Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie 
kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden. 

(4a) 1Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach den §§ 232 bis 233a des 
Strafgesetzbuches wurde, soll, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig ist, für einen 
Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 2Die Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt 
werden, wenn 



1.  seine Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen dieser Straftat von der 
Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine 
Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre, 

2.  er jede Verbindung zu den Personen, die beschuldigt werden, die Straftat begangen zu 
haben, abgebrochen hat und 

3.  er seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der Straftat als Zeuge 
auszusagen. 

3Nach Beendigung des Strafverfahrens soll die Aufenthaltserlaubnis verlängert werden, 
wenn humanitäre oder persönliche Gründe oder öffentliche Interessen die weitere 
Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet erfordern. 4Die Aufenthaltserlaubnis 
berechtigt nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt 
werden. 

(4b) 1Einem Ausländer, der Opfer einer Straftat nach § 10 Absatz 1 oder § 11 Absatz 1 
Nummer 3 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach § 15a des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes wurde, kann, auch wenn er vollziehbar ausreisepflichtig 
ist, für einen vorübergehenden Aufenthalt eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 2Die 
Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn 

1.  die vorübergehende Anwesenheit des Ausländers im Bundesgebiet für ein Strafverfahren 
wegen dieser Straftat von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht 
erachtet wird, weil ohne seine Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert 
wäre, und 

2.  der Ausländer seine Bereitschaft erklärt hat, in dem Strafverfahren wegen der Straftat als 
Zeuge auszusagen. 

3Die Aufenthaltserlaubnis kann verlängert werden, wenn dem Ausländer von Seiten des 
Arbeitgebers die zustehende Vergütung noch nicht vollständig geleistet wurde und es für den 
Ausländer eine besondere Härte darstellen würde, seinen Vergütungsanspruch aus dem 
Ausland zu verfolgen. 4Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nicht zur Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit; sie kann nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden. 

(5) 1Einem Ausländer, der vollziehbar ausreisepflichtig ist, kann eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden, wenn seine Ausreise aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen unmöglich 
ist und mit dem Wegfall der Ausreisehindernisse in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. 2Die 
Aufenthaltserlaubnis soll erteilt werden, wenn die Abschiebung seit 18 Monaten ausgesetzt 
ist. 3Eine Aufenthaltserlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der Ausländer unverschuldet an 
der Ausreise gehindert ist. 4Ein Verschulden des Ausländers liegt insbesondere vor, wenn er 
falsche Angaben macht oder über seine Identität oder Staatsangehörigkeit täuscht oder 
zumutbare Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse nicht erfüllt. 

[…] 

§ 25a Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Jugendlichen und jungen 
Volljährigen Heranwachsenden  

(1) 1Einem jugendlichen oder jungen volljährigen Ausländer, der Inhaber einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 104c oder seit mindestens zwölf Monaten im Besitz einer 
Duldung ist heranwachsenden geduldeten Ausländer soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden, wenn 

1. er sich seit drei vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer 
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält, 



2.  er im Bundesgebiet in der Regel seit drei vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht 
oder einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss erworben hat., 2Von dieser 
Voraussetzung wird abgesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, 
geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung nicht erfüllen kann, 

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 27 21. Lebensjahres 
gestellt wird, 

4.  es gewährleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung und 
Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland einfügen 
kann und 

5.  keine konkreten Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer sich nicht zur 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt. 

23Solange sich der Jugendliche oder der junge Volljährige Heranwachsende in einer 
schulischen oder beruflichen Ausbildung oder einem Hochschulstudium befindet, schließt die 
Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen zur Sicherstellung des eigenen Lebensunterhalts 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht aus. 34Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis ist 
zu versagen, wenn die Abschiebung aufgrund eigener falscher Angaben des Ausländers 
oder aufgrund seiner Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit ausgesetzt 
ist. 

(2) 1Den Eltern oder einem personensorgeberechtigten Elternteil eines minderjährigen 
Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 besitzt, kann eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn 

1.  die Abschiebung nicht aufgrund falscher Angaben oder aufgrund von Täuschungen über 
die Identität oder Staatsangehörigkeit oder mangels Erfüllung zumutbarer Anforderungen 
an die Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindert oder verzögert wird und 

2.  der Lebensunterhalt eigenständig durch Erwerbstätigkeit gesichert ist. 

2Minderjährigen Kindern eines Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 besitzt, 
kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit ihm in familiärer 
Lebensgemeinschaft leben. 3Dem Ehegatten oder Lebenspartner, der mit einem 
Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll unter den 
Voraussetzungen nach Satz 1 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 4§ 31 gilt 
entsprechend. 5Dem minderjährigen ledigen Kind, das mit einem Begünstigten nach Absatz 
1 in familiärer Lebensgemeinschaft lebt, soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. 

(3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 ist ausgeschlossen, wenn der 
Ausländer wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, 
wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen wegen 
Straftaten, die nach diesem Gesetz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen 
werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben. 

(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden. 

(5) Besitzt der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104c, sind für die 
Anwendung des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auch die in § 60b Absatz 5 Satz 1 
genannten Zeiten anzurechnen. 

(6) Einem Ausländer mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 104c soll eine 
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 5 Absatz 1 Nummer 1a erfüllt sind. Hat der Ausländer die erforderlichen und ihm 



zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen, kann sie abweichend von 
Satz 1 erteilt werden. 

[…] 

§ 25b Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration 

(1) 1Einem Ausländer, der geduldet oder Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis nach § 
104c ist geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in die Lebensverhältnisse 
der Bundesrepublik Deutschland integriert hat. 2Dies setzt regelmäßig voraus, dass der 
Ausländer 

1.  sich seit mindestens sechs acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem 
minderjährigen ledigen Kind in häuslicher Gemeinschaft lebt, seit mindestens vier sechs 
Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im 
Bundesgebiet aufgehalten hat, 

2.  sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland 
bekennt und über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt, 

3.  seinen Lebensunterhalt überwiegend durch Erwerbstätigkeit sichert oder bei der 
Betrachtung der bisherigen Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der familiären 
Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebensunterhalt im Sinne von § 2 Absatz 
3 sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschädlich ist, 

4.  über hinreichende mündliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen verfügt und 

5.  bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatsächlichen Schulbesuch nachweist. 

3Ein vorübergehender Bezug von Sozialleistungen ist für die Lebensunterhaltssicherung in 
der Regel unschädlich bei 

1.  Studierenden an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule sowie 
Auszubildenden in anerkannten Lehrberufen oder in staatlich geförderten 
Berufsvorbereitungsmaßnahmen, 

2.  Familien mit minderjährigen Kindern, die vorübergehend auf ergänzende Sozialleistungen 
angewiesen sind, 

3.  Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, denen eine Arbeitsaufnahme nach § 10 
Absatz 1 Nummer 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist oder 

4.  Ausländern, die pflegebedürftige nahe Angehörige pflegen. 

(2) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn 

1.  der Ausländer die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben, durch 
Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung zumutbarer 
Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen 
verhindert oder verzögert oder 

2.  ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 und 2 
besteht. 



(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 wird abgesehen, 
wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder 
Behinderung oder aus Altersgründen nicht erfüllen kann. 

(4) 1Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen ledigen Kindern, die mit einem 
Begünstigten nach Absatz 1 in familiärer Lebensgemeinschaft leben, soll unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2 bis 5 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden. 2Die Absätze 2, 3 und 5 finden Anwendung. 3§ 31 gilt entsprechend. 

(5) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 längstens für zwei 
Jahre erteilt und verlängert. 2Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden. 
3§ 25a bleibt unberührt. 

(6) Einem Ausländer, seinem Ehegatten oder seinem Lebenspartner und in familiärer 
Lebensgemeinschaft lebenden minderjährigen ledigen Kindern, die seit 30 Monaten im 
Besitz einer Duldung nach § 60d sind, soll eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 
abweichend von der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 genannten Frist erteilt werden, wenn die 
Voraussetzungen nach § 60d erfüllt sind und der Ausländer über hinreichende mündliche 
deutsche Sprachkenntnisse verfügt; bestand die Möglichkeit des Besuchs eines 
Integrationskurses, setzt die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zudem voraus, dass der 
Ausländer, sein Ehegatte oder sein Lebenspartner über hinreichende schriftliche Kenntnisse 
der deutschen Sprache verfügt. 

(7) Besitzt der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104c, sind für die 
Anwendung des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 auch die in § 60b Absatz 5 Satz 1 
genannten Zeiten anzurechnen. 

(8) Einem Ausländer mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 104c soll eine 
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 5 Absatz 1 Nummer 1a erfüllt sind. Hat der Ausländer die erforderlichen und ihm 
zumutbaren Maßnahmen für die Identitätsklärung ergriffen, kann sie abweichend von 
Satz 1 erteilt werden. 

[…] 

§ 29 Familiennachzug zu Ausländern 

(1) Für den Familiennachzug zu einem Ausländer muss 

1. der Ausländer eine Niederlassungserlaubnis, Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU, 
Aufenthaltserlaubnis, eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte 
besitzen oder sich gemäß § 18e berechtigt im Bundesgebiet aufhalten und 

2. ausreichender Wohnraum zur Verfügung stehen. 

(2) 1Bei dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers, der eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder 2, eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 
4 besitzt, kann von den Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 Nummer 1 und des Absatzes 1 
Nummer 2 abgesehen werden. 2In den Fällen des Satzes 1 ist von diesen Voraussetzungen 
abzusehen, wenn 

1.  der im Zuge des Familiennachzugs erforderliche Antrag auf Erteilung eines 
Aufenthaltstitels innerhalb von drei Monaten nach unanfechtbarer Anerkennung als 
Asylberechtigter oder unanfechtbarer Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder 



subsidiären Schutzes oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4 
gestellt wird und 

2. die Herstellung der familiären Lebensgemeinschaft in einem Staat, der nicht Mitgliedstaat 
der Europäischen Union ist und zu dem der Ausländer oder seine Familienangehörigen 
eine besondere Bindung haben, nicht möglich ist. 

3Die in Satz 2 Nr. 1 genannte Frist wird auch durch die rechtzeitige Antragstellung des 
Ausländers gewahrt. 

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis darf dem Ehegatten und dem minderjährigen Kind eines 
Ausländers, der eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22, 23 Absatz 1 oder Absatz 2 oder § 
25 Absatz 3 oder Absatz 4a Satz 1, § 25a Absatz 1 oder § 25b Absatz 1 besitzt, nur aus 
völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder zur Wahrung politischer Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland erteilt werden. 2§ 26 Abs. 4 gilt entsprechend. 3Ein 
Familiennachzug wird in den Fällen des § 25 Absatz 4, 4b und 5, § 25a Absatz 2, § 25b 
Absatz 4, § 104a Abs. 1 Satz 1, und § 104b und § 104c nicht gewährt. 

(4) 1Die Aufenthaltserlaubnis wird dem Ehegatten und dem minderjährigen ledigen Kind 
eines Ausländers oder dem minderjährigen ledigen Kind seines Ehegatten abweichend von § 
5 Abs. 1 und § 27 Abs. 3 erteilt, wenn dem Ausländer vorübergehender Schutz nach § 24 
Abs. 1 gewährt wurde und 

1.  die familiäre Lebensgemeinschaft im Herkunftsland durch die Fluchtsituation aufgehoben 
wurde und 

2.  der Familienangehörige aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
übernommen wird oder sich außerhalb der Europäischen Union befindet und 
schutzbedürftig ist. 

2Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis an sonstige Familienangehörige eines Ausländers, 
dem vorübergehender Schutz nach § 24 Abs. 1 gewährt wurde, richtet sich nach § 36. Auf 
die nach diesem Absatz aufgenommenen Familienangehörigen findet § 24 Anwendung. 

§ 30 Ehegattennachzug 

(1) 1Dem Ehegatten eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen, wenn 

1. beide Ehegatten das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

2. der Ehegatte sich zumindest auf einfache Art in deutscher Sprache verständigen kann und 

3. der Ausländer 

a) eine Niederlassungserlaubnis besitzt, 

b) eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU besitzt, 

c) eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 18d, 18f oder § 25 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 
erste Alternative besitzt, 

d) seit zwei Jahren eine Aufenthaltserlaubnis besitzt und die Aufenthaltserlaubnis nicht mit 
einer Nebenbestimmung nach § 8 Abs. 2 versehen oder die spätere Erteilung einer 
Niederlassungserlaubnis nicht auf Grund einer Rechtsnorm ausgeschlossen ist; dies gilt 
nicht für eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, 

e) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 7 Absatz 1 Satz 3 oder nach den Abschnitten 3, 4, 5 
oder 6 oder § 37 oder § 38 besitzt, die Ehe bei deren Erteilung bereits bestand und die 



Dauer seines Aufenthalts im Bundesgebiet voraussichtlich über ein Jahr betragen wird; dies 
gilt nicht für eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, 

f) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 38a besitzt und die eheliche Lebensgemeinschaft bereits 
in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union bestand, in dem der Ausländer die 
Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten innehat, oder 

g) eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte oder eine Mobiler-ICT-Karte besitzt. 

2Satz 1 Nummer 1 und 2 ist für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis unbeachtlich, wenn die 
Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 Buchstabe f vorliegen. 3Satz 1 Nummer 2 ist für 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis unbeachtlich, wenn 

1. der Ausländer, der einen Aufenthaltstitel nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder 2, § 26 
Absatz 3 oder nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite 
Alternative eine Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt und die Ehe bereits 
bestand, als der Ausländer seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat, 

2. der Ehegatte wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder 
Behinderung nicht in der Lage ist, einfache Kenntnisse der deutschen Sprache 
nachzuweisen, 

3. bei dem Ehegatten ein erkennbar geringer Integrationsbedarf im Sinne einer nach § 43 
Absatz 4 erlassenen Rechtsverordnung besteht oder dieser aus anderen Gründen nach der 
Einreise keinen Anspruch nach § 44 auf Teilnahme am Integrationskurs hätte, 

4. der Ausländer wegen seiner Staatsangehörigkeit auch für einen Aufenthalt, der kein 
Kurzaufenthalt ist, visumfrei in das Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten darf, 

5. der Ausländer im Besitz einer Blauen Karte EU, einer ICT-Karte oder einer Mobiler-ICT-
Karte oder eines Aufenthaltstitels nach § 18a, § 18b Absatz 1, § 18c Ab-satz 3, § 18d, § 
18f, § 19c Absatz 1 für eine Beschäftigung als leitender Angestellter, als 
Führungskraft, als Unternehmensspezialist, als Wissenschaftler, als Gast-
wissenschaftler, als Ingenieur oder Techniker im Forschungsteam eines 
Gastwissenschaftlers oder als Lehrkraft, § 19c Absatz 2 oder 4 Satz 1 oder § 21 einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18d oder § 18f ist, 

6. es dem Ehegatten auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalles nicht möglich oder 
nicht zumutbar ist, vor der Einreise Bemühungen zum Erwerb einfacher Kenntnisse der 
deutschen Sprache zu unternehmen oder, 

7. der Ausländer einen Aufenthaltstitel nach den §§ 18c Absatz 3 und § 21 besitzt und die 
Ehe bereits bestand, als er seinen Lebensmittelpunkt in das Bundesgebiet verlegt hat, oder 

78. der Ausländer unmittelbar vor der Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer 
Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU Inhaber einer Blauen Karte EU oder einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a, § 18b Absatz 1, § 18d, § 19c Absatz 1 für eine 
Beschäftigung als leitender Angestellter, als Führungskraft, als 
Unternehmensspezialist, als Wissenschaftler, als Gastwissenschaftler, als Ingenieur 
oder Techniker im Forschungsteam eines Gastwissenschaftlers oder als Lehrkraft, § 
19c Absatz 2 oder 4 Satz 1 oder § 21 einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18d war. 

(2) 1Die Aufenthaltserlaubnis kann zur Vermeidung einer besonderen Härte abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erteilt werden. 2Besitzt der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, kann 
von den anderen Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe e abgesehen 
werden; Gleiches gilt, wenn der Ausländer ein nationales Visum besitzt. 



(3) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 5 Abs. 1 Nr. 1 und § 29 Abs. 1 Nr. 2 
verlängert werden, solange die eheliche Lebensgemeinschaft fortbesteht. 

(4) Ist ein Ausländer gleichzeitig mit mehreren Ehegatten verheiratet und lebt er gemeinsam 
mit einem Ehegatten im Bundesgebiet, wird keinem weiteren Ehegatten eine 
Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 3 erteilt. 

(5) 1Hält sich der Ausländer gemäß § 18e berechtigt im Bundesgebiet auf, so bedarf der 
Ehegatte keines Aufenthaltstitels, wenn nachgewiesen wird, dass sich der Ehegatte in dem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union rechtmäßig als Angehöriger des Ausländers 
aufgehalten hat. 2Die Voraussetzungen nach § 18e Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 und 
Absatz 6 Satz 1 und die Ablehnungsgründe nach § 19f gelten für den Ehegatten 
entsprechend. 

[…] 

§ 32 Kindernachzug 

(1) Dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers ist eine Aufenthaltserlaubnis zu 
erteilen, wenn beide Eltern oder der allein personensorgeberechtigte Elternteil einen der 
folgenden Aufenthaltstitel besitzt: 

1. Aufenthaltserlaubnis nach § 7 Absatz 1 Satz 3 oder nach Abschnitt 3 oder 4, 

2. Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder Absatz 2 Satz 1 erste Alternative, 

3. Aufenthaltserlaubnis nach § 28, § 30, § 31, § 36 oder § 36a, 

4. Aufenthaltserlaubnis nach den übrigen Vorschriften mit Ausnahme einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative, 

5. Blaue Karte EU, ICT-Karte, Mobiler-ICT-Karte, 

6. Niederlassungserlaubnis oder 

7. Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU. 

(2) 1Hat das minderjährige ledige Kind bereits das 16. Lebensjahr vollendet und verlegt es 
seinen Lebensmittelpunkt nicht zusammen mit seinen Eltern oder dem allein 
personensorgeberechtigten Elternteil in das Bundesgebiet, gilt Absatz 1 nur, wenn es die 
deutsche Sprache beherrscht oder gewährleistet erscheint, dass es sich auf Grund seiner 
bisherigen Ausbildung und Lebensverhältnisse in die Lebensverhältnisse in der 
Bundesrepublik Deutschland einfügen kann. 2Satz 1 gilt nicht, wenn 

1.  der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 4, § 25 Absatz 1 oder 2, eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 3 oder nach Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 26 Absatz 4 besitzt, oder 

2.  der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Lebensgemeinschaft lebender Ehegatte eine 
Niederlassungserlaubnis nach § 18c Absatz 3, eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte oder 
eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18a, § 18b Absatz 1, § 
18d, § 18f, § 19c Absatz 1 für eine Beschäftigung als leitender Angestellter, als 
Führungskraft, als Unternehmensspezialist, als Wissenschaftler, als 
Gastwissenschaftler, als Ingenieur oder Techniker im Forschungsteam eines 
Gastwissenschaftlers oder als Lehrkraft, § 19c Absatz 2 oder 4 Satz 1 oder § 21 
besitzt, oder eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18d oder § 18f besitzt. 



3. der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Lebensgemeinschaft lebender 
Ehegatte unmittelbar vor der Erteilung einer Niederlassungserlaubnis oder einer 
Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU Inhaber einer Blauen Karte EU oder einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a, § 18b Absatz 1, § 18d, § 19c Ab-satz 1 für eine 
Beschäftigung als leitender Angestellter, als Führungskraft, als 
Unternehmensspezialist, als Wissenschaftler, als Gastwissenschaftler, als 
Ingenieur oder Techniker im Forschungsteam eines Gastwissenschaftlers oder als 
Lehrkraft, § 19c Absatz 2 oder 4 Satz 1 oder § 21 war. 

(3) Bei gemeinsamem Sorgerecht soll eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 
auch zum Nachzug zu nur einem sorgeberechtigten Elternteil erteilt werden, wenn der 
andere Elternteil sein Einverständnis mit dem Aufenthalt des Kindes im Bundesgebiet erklärt 
hat oder eine entsprechende rechtsverbindliche Entscheidung einer zuständigen Stelle 
vorliegt. 

(4) 1Im Übrigen kann dem minderjährigen ledigen Kind eines Ausländers eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn es auf Grund der Umstände des Einzelfalls zur 
Vermeidung einer besonderen Härte erforderlich ist. 2Hierbei sind das Kindeswohl und die 
familiäre Situation zu berücksichtigen. 3Für minderjährige ledige Kinder von Ausländern, die 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 2 Satz 1 zweite Alternative besitzen, gilt § 36a. 

(5) 1Hält sich der Ausländer gemäß § 18e berechtigt im Bundesgebiet auf, so bedarf das 
minderjährige ledige Kind keines Aufenthaltstitels, wenn nachgewiesen wird, dass sich das 
Kind in dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union rechtmäßig als Angehöriger des 
Ausländers aufgehalten hat. 2Die Voraussetzungen nach § 18e Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 
und 4 und Absatz 6 Satz 1 und die Ablehnungsgründe nach § 19f gelten für das 
minderjährige Kind entsprechend. 

[…] 

§ 44 Berechtigung zur Teilnahme an einem Integrationskurs 

(1) 1Einen Anspruch auf die einmalige Teilnahme an einem Integrationskurs hat ein 
Ausländer, der sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhält, wenn ihm 

1. erstmals eine Aufenthaltserlaubnis 

a) zu Erwerbszwecken (§§ 18a bis 18d, 19c und 21), 

b) zum Zweck des Familiennachzugs (§§ 28, 29, 30, 32, 36, 36a), 

c) aus humanitären Gründen nach § 25 Absatz 1, 2, 4a Satz 3 oder § 25b, 

d) als langfristig Aufenthaltsberechtigter nach § 38a oder 

2. ein Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 2 oder Absatz 4 

erteilt wird. 2Von einem dauerhaften Aufenthalt ist in der Regel auszugehen, wenn der 
Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis von mindestens einem Jahr erhält oder seit über 18 
Monaten eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, es sei denn, der Aufenthalt ist vorübergehender 
Natur. 

(2) 1Der Teilnahmeanspruch nach Absatz 1 erlischt ein Jahr nach Erteilung des den 
Anspruch begründenden Aufenthaltstitels oder bei dessen Wegfall. 2Dies gilt nicht, wenn sich 
der Ausländer bis zu diesem Zeitpunkt aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht zu 
einem Integrationskurs anmelden konnte. 

(3) 1Der Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs besteht nicht, 



1. bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die eine schulische Ausbildung 
aufnehmen oder ihre bisherige Schullaufbahn in der Bundesrepublik Deutschland fortsetzen, 

2. bei erkennbar geringem Integrationsbedarf oder 

3. wenn der Ausländer bereits über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache 
verfügt. 

2Die Berechtigung zur Teilnahme am Orientierungskurs bleibt im Falle des Satzes 1 Nr. 3 
hiervon unberührt. 

(4) 1Ein Ausländer, der einen Teilnahmeanspruch nicht oder nicht mehr besitzt, kann im 
Rahmen verfügbarer Kursplätze zur Teilnahme zugelassen werden. 2Diese Regelung findet 
entsprechend auf deutsche Staatsangehörige Anwendung, wenn sie nicht über ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen und in besonderer Weise integrationsbedürftig 
sind, sowie auf Ausländer, die 

1. eine Aufenthaltsgestattung besitzen, und 

a) bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist oder 

b)  die vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist sind, sich seit mindestens drei 
Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhalten, nicht aus einem sicheren Herkunftsstaat 
nach § 29a des Asylgesetzes stammen und bei der Agentur für Arbeit 
ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet sind oder beschäftigt sind 
oder in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch stehen oder in Maßnahmen nach dem Zweiten Unterabschnitt des 
Dritten Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74 Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefördert werden oder bei denen die Voraussetzungen des § 11 Absatz 
4 Satz 2 und 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vorliegen oder 

2. eine Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 besitzen oder 

3. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 oder § 25 Absatz 5 besitzen. 

3Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des 
Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht 
zu erwarten ist. 

[…] 

§ 45a Berufsbezogene Deutschsprachförderung; Verordnungsermächtigung 

(1) 1Die Integration in den Arbeitsmarkt kann durch Maßnahmen der berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung unterstützt werden. 2Diese Maßnahmen bauen in der Regel auf der 
allgemeinen Sprachförderung der Integrationskurse auf. 3Die berufsbezogene 
Deutschsprachförderung wird vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge koordiniert und 
durchgeführt. 4Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bedient sich zur Durchführung 
der Maßnahmen privater oder öffentlicher Träger. 

 

(2) 1Ein Ausländer ist zur Teilnahme an einer Maßnahme der berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung verpflichtet, wenn er Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch bezieht und die Teilnahme an der Maßnahme in einer 
Eingliederungsvereinbarung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vorgesehen ist. 
2Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und 
Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch bleiben 



unberührt. 3Die Teilnahme an der berufsbezogenen Deutschsprachförderung setzt für 
Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz voraus, dass 

1. bei dem Ausländer ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt zu erwarten ist oder 

2.  der Ausländer vor dem 1. August 2019 in das Bundesgebiet eingereist ist, er sich seit 
mindestens drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, nicht aus einem sicheren 
Herkunftsstaat nach § 29a des Asylgesetzes stammt und bei der Agentur für Arbeit 
ausbildungsuchend, arbeitsuchend oder arbeitslos gemeldet ist oder beschäftigt ist oder 
in einer Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch steht oder in Maßnahmen nach dem Zweiten Unterabschnitt des Dritten 
Abschnitts des Dritten Kapitels oder § 74 Absatz 1 Satz 2 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefördert wird oder bei dem die Voraussetzungen des § 11 Absatz 4 
Satz 2 und 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch vorliegen. 

4Bei einem Asylbewerber, der aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des 
Asylgesetzes stammt, wird vermutet, dass ein rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt nicht 
zu erwarten ist. 

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat nähere Einzelheiten der berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung, insbesondere die Grundstruktur, die Zielgruppen, die Dauer, die 
Lerninhalte und die Durchführung der Kurse, die Vorgaben bezüglich der Auswahl und 
Zulassung der Kursträger sowie die Voraussetzungen und die Rahmenbedingungen für den 
Zugang und die ordnungsgemäße und erfolgreiche Teilnahme einschließlich ihrer 
Abschlusszertifikate und der Kostentragung, sowie die Datenverarbeitung nach § 88a Absatz 
3 zu regeln. 

[…] 

§ 53 Ausweisung 

(1) Ein Ausländer, dessen Aufenthalt die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die freiheitliche 
demokratische Grundordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet, wird ausgewiesen, wenn die unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles vorzunehmende Abwägung der Interessen an der Ausreise mit den 
Interessen an einem weiteren Verbleib des Ausländers im Bundesgebiet ergibt, dass das 
öffentliche Interesse an der Ausreise überwiegt. 

(2) Bei der Abwägung nach Absatz 1 sind nach den Umständen des Einzelfalles 
insbesondere die Dauer seines Aufenthalts, seine persönlichen, wirtschaftlichen und 
sonstigen Bindungen im Bundesgebiet und im Herkunftsstaat oder in einem anderen zur 
Aufnahme bereiten Staat, die Folgen der Ausweisung für Familienangehörige und 
Lebenspartner sowie die Tatsache, ob sich der Ausländer rechtstreu verhalten hat, zu 
berücksichtigen. 

 

(3) Ein Ausländer, dem nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein Aufenthaltsrecht 
zusteht oder der eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt - EU besitzt, darf nur ausgewiesen 
werden, wenn das persönliche Verhalten des Betroffenen gegenwärtig eine schwerwiegende 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt, die ein Grundinteresse der 
Gesellschaft berührt und die Ausweisung für die Wahrung dieses Interesses unerlässlich ist. 



(3a) Ein Ausländer, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung eines ausländischen Flüchtlings im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Asylgesetzes oder eines subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des § 4 Absatz 1 des 
Asylgesetzes genießt oder der einen von einer Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestellten Reiseausweis nach dem Abkommen vom 28. Juli 1951 über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) besitzt, darf nur bei Vorliegen 
zwingender Gründe der nationalen Sicherheit oder öffentlichen Ordnung ausgewiesen 
werden. Ein Ausländer, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung eines ausländischen Flüchtlings genießt oder der einen von einer Behörde 
der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Reiseausweis nach dem Abkommen vom 28. 
Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) besitzt, darf nur 
ausgewiesen werden, wenn er aus schwerwiegenden Gründen als eine Gefahr für die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder eine terroristische Gefahr anzusehen ist 
oder er eine Gefahr für die Allgemeinheit darstellt, weil er wegen einer schweren Straftat 
rechtskräftig verurteilt wurde. 

(3b) Ein Ausländer, der die Rechtsstellung eines subsidiär Schutzberechtigten im Sinne des 
§ 4 Absatz 1 des Asylgesetzes genießt, darf nur ausgewiesen werden, wenn er eine schwere 
Straftat begangen hat oder er eine Gefahr für die Allgemeinheit oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland darstellt. 

(4) 1Ein Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, kann nur unter der Bedingung 
ausgewiesen werden, dass das Asylverfahren unanfechtbar ohne Anerkennung als 
Asylberechtigter oder ohne die Zuerkennung internationalen Schutzes (§ 1 Absatz 1 
Nummer 2 des Asylgesetzes) abgeschlossen wird. 2Von der Bedingung wird abgesehen, 
wenn 

1. ein Sachverhalt vorliegt, der nach Absatz 3a Absatz 3 eine Ausweisung rechtfertigt oder 

2.  eine nach den Vorschriften des Asylgesetzes erlassene Abschiebungsandrohung 
vollziehbar geworden ist. 

[…] 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

(1) 1Die oberste Landesbehörde kann aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen oder 
zur Wahrung politischer Interessen der Bundesrepublik Deutschland anordnen, dass die 
Abschiebung von Ausländern aus bestimmten Staaten oder von in sonstiger Weise 
bestimmten Ausländergruppen allgemein oder in bestimmte Staaten für längstens drei 
Monate ausgesetzt wird. 2Für einen Zeitraum von länger als sechs Monaten gilt § 23 Abs. 1. 

(2) 1Die Abschiebung eines Ausländers ist auszusetzen, solange die Abschiebung aus 
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis erteilt 
wird. 2Die Abschiebung eines Ausländers ist auch auszusetzen, wenn seine vorübergehende 
Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens von der 
Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für sachgerecht erachtet wird, weil ohne seine 
Angaben die Erforschung des Sachverhalts erschwert wäre. 3Einem Ausländer kann eine 
Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder 
erhebliche öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im 
Bundesgebiet erfordern. 4Soweit die Beurkundung der Anerkennung einer Vaterschaft oder 
der Zustimmung der Mutter für die Durchführung eines Verfahrens nach § 85a ausgesetzt 
wird, wird die Abschiebung des ausländischen Anerkennenden, der ausländischen Mutter 
oder des ausländischen Kindes ausgesetzt, solange das Verfahren nach § 85a nicht durch 
vollziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 



(2a) 1Die Abschiebung eines Ausländers wird für eine Woche ausgesetzt, wenn seine 
Zurückschiebung oder Abschiebung gescheitert ist, Abschiebungshaft nicht angeordnet wird 
und die Bundesrepublik Deutschland auf Grund einer Rechtsvorschrift, insbesondere des 
Artikels 6 Abs. 1 der Richtlinie 2003/110/EG des Rates vom 25. November 2003 über die 
Unterstützung bei der Durchbeförderung im Rahmen von Rückführungsmaßnahmen auf dem 
Luftweg (ABl. EU Nr. L 321 S. 26), zu seiner Rückübernahme verpflichtet ist. 2Die 
Aussetzung darf nicht nach Satz 1 verlängert werden. 3Die Einreise des Ausländers ist 
zuzulassen. 

(2b) Solange ein Ausländer, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 besitzt, 
minderjährig ist, soll die Abschiebung seiner Eltern oder eines allein 
personensorgeberechtigten Elternteils sowie der minderjährigen Kinder, die mit den Eltern 
oder dem allein personensorgeberechtigten Elternteil in familiärer Lebensgemeinschaft 
leben, ausgesetzt werden. 

(2c) 1Es wird vermutet, dass der Abschiebung gesundheitliche Gründe nicht entgegenstehen. 
2Der Ausländer muss eine Erkrankung, die die Abschiebung beeinträchtigen kann, durch 
eine qualifizierte ärztliche Bescheinigung glaubhaft machen. 3Diese ärztliche Bescheinigung 
soll insbesondere die tatsächlichen Umstände, auf deren Grundlage eine fachliche 
Beurteilung erfolgt ist, die Methode der Tatsachenerhebung, die fachlich-medizinische 
Beurteilung des Krankheitsbildes (Diagnose), den Schweregrad der Erkrankung, den 
lateinischen Namen oder die Klassifizierung der Erkrankung nach ICD 10 sowie die Folgen, 
die sich nach ärztlicher Beurteilung aus der krankheitsbedingten Situation voraussichtlich 
ergeben, enthalten. 4Zur Behandlung der Erkrankung erforderliche Medikamente müssen mit 
der Angabe ihrer Wirkstoffe und diese mit ihrer international gebräuchlichen Bezeichnung 
aufgeführt sein. 

(2d) 1Der Ausländer ist verpflichtet, der zuständigen Behörde die ärztliche Bescheinigung 
nach Absatz 2c unverzüglich vorzulegen. 2Verletzt der Ausländer die Pflicht zur 
unverzüglichen Vorlage einer solchen ärztlichen Bescheinigung, darf die zuständige Behörde 
das Vorbringen des Ausländers zu seiner Erkrankung nicht berücksichtigen, es sei denn, der 
Ausländer war unverschuldet an der Einholung einer solchen Bescheinigung gehindert oder 
es liegen anderweitig tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen einer lebensbedrohlichen 
oder schwerwiegenden Erkrankung, die sich durch die Abschiebung wesentlich 
verschlechtern würde, vor. 3Legt der Ausländer eine Bescheinigung vor und ordnet die 
Behörde daraufhin eine ärztliche Untersuchung an, ist die Behörde berechtigt, die 
vorgetragene Erkrankung nicht zu berücksichtigen, wenn der Ausländer der Anordnung ohne 
zureichenden Grund nicht Folge leistet. 4Der Ausländer ist auf die Verpflichtungen und auf 
die Rechtsfolgen einer Verletzung dieser Verpflichtungen nach diesem Absatz hinzuweisen. 

(3) Die Ausreisepflicht eines Ausländers, dessen Abschiebung ausgesetzt ist, bleibt 
unberührt. 

(4) Über die Aussetzung der Abschiebung ist dem Ausländer eine Bescheinigung 
auszustellen. 

(5) 1Die Aussetzung der Abschiebung erlischt mit der Ausreise des Ausländers. 2Sie wird 
widerrufen, wenn die der Abschiebung entgegenstehenden Gründe entfallen. 3Der Ausländer 
wird unverzüglich nach dem Erlöschen ohne erneute Androhung und Fristsetzung 
abgeschoben, es sei denn, die Aussetzung wird erneuert. 4Ist die Abschiebung länger als ein 
Jahr ausgesetzt, ist die durch Widerruf vorgesehene Abschiebung mindestens einen Monat 
vorher anzukündigen; die Ankündigung ist zu wiederholen, wenn die Aussetzung für mehr 
als ein Jahr erneuert wurde. 5Satz 4 findet keine Anwendung, wenn der Ausländer die der 
Abschiebung entgegenstehenden Gründe durch vorsätzlich falsche Angaben oder durch 



eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder 
zumutbare Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von Ausreisehindernissen 
nicht erfüllt. 

(6) 1Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit 
nicht erlaubt werden, wenn 

1.  er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
zu erlangen, 

2.  aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, 
nicht vollzogen werden können oder 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes ist 
und sein nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt oder 
zurückgenommen wurde, es sei denn, die Rücknahme erfolgte auf Grund einer Beratung 
nach § 24 Absatz 1 des Asylgesetzes beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, oder 
ein Asylantrag nicht gestellt wurde. 

2Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 insbesondere, wenn er 
das Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben selbst herbeiführt. 3Satz 1 Nummer 
3 gilt bei unbegleiteten minderjährigen Ausländern nicht für die Rücknahme des Asylantrags 
oder den Verzicht auf die Antragstellung, wenn die Rücknahme oder der Verzicht auf das 
Stellen eines Asylantrags im Interesse des Kindeswohls erfolgte. 4Abweichend von den 
Sätzen 1 bis 3 ist einem Ausländer, der als Asylberechtigter anerkannt ist, der im 
Bundesgebiet die Rechtsstellung eines ausländischen Flüchtlings oder eines 
subsidiär Schutzberechtigten genießt, die Erwerbstätigkeit erlaubt. 

[…] 

§ 62 Abschiebungshaft 

(1) 1Die Abschiebungshaft ist unzulässig, wenn der Zweck der Haft durch ein milderes Mittel 
erreicht werden kann. 2Die Inhaftnahme ist auf die kürzest mögliche Dauer zu beschränken. 
3Minderjährige und Familien mit Minderjährigen dürfen nur in besonderen Ausnahmefällen 
und nur so lange in Abschiebungshaft genommen werden, wie es unter Berücksichtigung 
des Kindeswohls angemessen ist. 

(2) 1Ein Ausländer ist zur Vorbereitung der Ausweisung oder der Abschiebungsanordnung 
nach § 58a auf richterliche Anordnung in Haft zu nehmen, wenn über die Ausweisung oder 
die Abschiebungsanordnung nach § 58a nicht sofort entschieden werden kann und die 
Abschiebung ohne die Inhaftnahme wesentlich erschwert oder vereitelt würde 
(Vorbereitungshaft). 2Die Dauer der Vorbereitungshaft soll sechs Wochen nicht 
überschreiten. 3Im Falle der Ausweisung bedarf es für die Fortdauer der Haft bis zum Ablauf 
der angeordneten Haftdauer keiner erneuten richterlichen Anordnung. 

(3) 1Ein Ausländer ist zur Sicherung der Abschiebung auf richterliche Anordnung in Haft zu 
nehmen (Sicherungshaft), wenn 

1. Fluchtgefahr besteht, 

2. der Ausländer auf Grund einer unerlaubten Einreise vollziehbar ausreisepflichtig ist oder 

3.  eine Abschiebungsanordnung nach § 58a ergangen ist, diese aber nicht unmittelbar 
vollzogen werden kann. 



2Von der Anordnung der Sicherungshaft nach Satz 1 Nummer 2 kann ausnahmsweise 
abgesehen werden, wenn der Ausländer glaubhaft macht, dass er sich der Abschiebung 
nicht entziehen will. 3Die Sicherungshaft ist unzulässig, wenn feststeht, dass aus Gründen, 
die der Ausländer nicht zu vertreten hat, die Abschiebung nicht innerhalb der nächsten drei 
Monate durchgeführt werden kann; bei einem Ausländer, bei dem ein Fall des § 54 
Absatz 1 Nummer 1 bis 1b oder Absatz 2 Nummer 1 oder 3 vorliegt und auf den nicht 
das Jugendstrafrecht angewendet wurde oder anzuwenden wäre, gilt abweichend ein 
Zeitraum von sechs Monaten. 4Abweichend von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem 
Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder bedeutende 
Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht, auch dann zulässig, wenn die Abschiebung 
nicht innerhalb der nächsten drei Monate durchgeführt werden kann. 

(3a) Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird widerleglich vermutet, wenn 

1.  der Ausländer gegenüber den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden 
über seine Identität täuscht oder in einer für ein Abschiebungshindernis erheblichen 
Weise und in zeitlichem Zusammenhang mit der Abschiebung getäuscht hat und die 
Angabe nicht selbst berichtigt hat, insbesondere durch Unterdrückung oder Vernichtung 
von Identitäts- oder Reisedokumenten oder das Vorgeben einer falschen Identität, 

2.  der Ausländer unentschuldigt zur Durchführung einer Anhörung oder ärztlichen 
Untersuchung nach § 82 Absatz 4 Satz 1 nicht an dem von der Ausländerbehörde 
angegebenen Ort angetroffen wurde, sofern der Ausländer bei der Ankündigung des 
Termins auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme im Falle des Nichtantreffens hingewiesen 
wurde, 

3.  die Ausreisefrist abgelaufen ist und der Ausländer seinen Aufenthaltsort trotz Hinweises 
auf die Anzeigepflicht gewechselt hat, ohne der zuständigen Behörde eine Anschrift 
anzugeben, unter der er erreichbar ist, 

4.  der Ausländer sich entgegen § 11 Absatz 1 Satz 2 im Bundesgebiet aufhält und er keine 
Betretenserlaubnis nach § 11 Absatz 8 besitzt, 

5. der Ausländer sich bereits in der Vergangenheit der Abschiebung entzogen hat oder 

6. der Ausländer ausdrücklich erklärt hat, dass er sich der Abschiebung entziehen will. 

(3b) Konkrete Anhaltspunkte für Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
können sein: 

1.  der Ausländer hat gegenüber den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Behörden über seine Identität in einer für ein Abschiebungshindernis erheblichen Weise 
getäuscht und hat die Angabe nicht selbst berichtigt, insbesondere durch Unterdrückung 
oder Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten oder das Vorgeben einer 
falschen Identität, 

2.  der Ausländer hat zu seiner unerlaubten Einreise erhebliche Geldbeträge, insbesondere 
an einen Dritten für dessen Handlung nach § 96, aufgewandt, die nach den Umständen 
derart maßgeblich sind, dass daraus geschlossen werden kann, dass er die Abschiebung 
verhindern wird, damit die Aufwendungen nicht vergeblich waren, 

3.  von dem Ausländer geht eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder 
bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus, 

4.  der Ausländer ist wiederholt wegen vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu mindestens 
einer Freiheitsstrafe verurteilt worden, 



5.  der Ausländer hat die Passbeschaffungspflicht nach § 60b Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, 2 
und 6 nicht erfüllt oder der Ausländer hat andere als die in Absatz 3a Nummer 2 
genannten gesetzlichen Mitwirkungshandlungen zur Feststellung der Identität, 
insbesondere die ihm nach § 48 Absatz 3 Satz 1 obliegenden Mitwirkungshandlungen, 
verweigert oder unterlassen und wurde vorher auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme im 
Falle der Nichterfüllung der Passersatzbeschaffungspflicht nach § 60b Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 6 oder der Verweigerung oder Unterlassung der Mitwirkungshandlung 
hingewiesen, 

6.  der Ausländer hat nach Ablauf der Ausreisefrist wiederholt gegen eine Pflicht nach § 61 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 1a, 1c Satz 1 Nummer 3 oder Satz 2 verstoßen oder eine zur 
Sicherung und Durchsetzung der Ausreisepflicht verhängte Auflage nach § 61 Absatz 1e 
nicht erfüllt, 

7.  der Ausländer, der erlaubt eingereist und vollziehbar ausreisepflichtig geworden ist, ist 
dem behördlichen Zugriff entzogen, weil er keinen Aufenthaltsort hat, an dem er sich 
überwiegend aufhält. 

(4) 1Die Sicherungshaft kann bis zu sechs Monaten angeordnet werden. 2Sie kann in Fällen, 
in denen die Abschiebung aus von dem Ausländer zu vertretenden Gründen nicht vollzogen 
werden kann, um höchstens zwölf Monate verlängert werden. 3Eine Verlängerung um 
höchstens zwölf Monate ist auch möglich, soweit die Haft auf der Grundlage des Absatzes 3 
Satz 1 Nummer 3 angeordnet worden ist und sich die Übermittlung der für die Abschiebung 
erforderlichen Unterlagen oder Dokumente durch den zur Aufnahme verpflichteten oder 
bereiten Drittstaat verzögert. 4Die Gesamtdauer der Sicherungshaft darf 18 Monate nicht 
überschreiten. 5Eine Vorbereitungshaft ist auf die Gesamtdauer der Sicherungshaft 
anzurechnen. 

(4a) Ist die Abschiebung gescheitert, bleibt die Anordnung bis zum Ablauf der 
Anordnungsfrist unberührt, sofern die Voraussetzungen für die Haftanordnung unverändert 
fortbestehen. 

(5) 1Die für den Haftantrag zuständige Behörde kann einen Ausländer ohne vorherige 
richterliche Anordnung festhalten und vorläufig in Gewahrsam nehmen, wenn 

1.  der dringende Verdacht für das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 
besteht, 

2.  die richterliche Entscheidung über die Anordnung der Sicherungshaft nicht vorher 
eingeholt werden kann und 

3.  der begründete Verdacht vorliegt, dass sich der Ausländer der Anordnung der 
Sicherungshaft entziehen will. 

2Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter zur Entscheidung über die Anordnung der 
Sicherungshaft vorzuführen. 

(6) 1Ein Ausländer kann auf richterliche Anordnung zum Zwecke der Abschiebung für die 
Dauer von längstens 14 Tagen zur Durchführung einer Anordnung nach § 82 Absatz 4 Satz 
1, bei den Vertretungen oder ermächtigten Bediensteten des Staates, dessen 
Staatsangehörigkeit er vermutlich besitzt, persönlich zu erscheinen, oder eine ärztliche 
Untersuchung zur Feststellung seiner Reisefähigkeit durchführen zu lassen, in Haft 
genommen werden, wenn er 

1. einer solchen erstmaligen Anordnung oder 



2. einer Anordnung nach § 82 Absatz 4 Satz 1, zu einem Termin bei der zuständigen 
Behörde persönlich zu erscheinen, 

unentschuldigt ferngeblieben ist und der Ausländer zuvor auf die Möglichkeit einer 
Inhaftnahme hingewiesen wurde (Mitwirkungshaft). 2Eine Verlängerung der Mitwirkungshaft 
ist nicht möglich. 3Eine Mitwirkungshaft ist auf die Gesamtdauer der Sicherungshaft 
anzurechnen. 4§ 62a Absatz 1 findet entsprechende Anwendung. 

[…] 

§ 104c Chancen-Aufenthaltsrecht 

(1) 1Einem geduldeten Ausländer soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1, 1a und 
4 sowie § 5 Absatz 2 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn er sich am 
31.Oktober 2022 seit fünf Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer 
Aufenthaltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat und er 

1.  sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik 
Deutschland bekennt und 

2.  nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt 
wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 
Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem 
Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, oder Verurteilungen 
nach dem Jugendstrafrecht, die nicht auf Jugendstrafe lauten, grundsätzlich außer 
Betracht bleiben. 

2Die Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 soll versagt werden, wenn der Ausländer 
wiederholt vorsätzlich falsche Angaben gemacht oder über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit getäuscht hat und dadurch seine Abschiebung verhindert. 3Für 
die Anwendung des Satzes 1 sind auch die in § 60b Absatz 5 Satz 1 genannten Zeiten 
anzurechnen. 

(2) 1Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjährigen, ledigen Kindern, die mit 
einem Begünstigten nach Absatz 1 in häuslicher Gemeinschaft leben, soll unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 eine Aufenthaltserlaubnis auch 
dann erteilt werden, wenn diese sich am 31. Oktober 2022 noch nicht seit fünf Jahren 
ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im 
Bundesgebiet aufgehalten haben. 2Das Gleiche gilt für das volljährige ledige Kind, 
wenn es bei der Einreise in das Bundesgebiet minderjährig war. 3Absatz 1 Satz 2 
findet entsprechende Anwendung. 

(3) 1Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden. 
2Sie gilt als Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5. 3Sie wird für 18 Monate erteilt 
und ist nicht verlängerbar. 4Während des Aufenthalts nach Satz 3 kann nur eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25a oder § 25b erteilt werden. 5Der Antrag auf Erteilung 
eines anderen Aufenthaltstitels als nach § 25a oder § 25b entfaltet nicht die Wirkung 
nach § 81 Absatz 4. 

(4) 1Der Ausländer ist spätestens bei der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis auf die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b und, falls er 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, nach § 25a hinzuweisen. 2Dabei soll die 
Ausländerbehörde auch konkrete Handlungspflichten, die in zumutbarer Weise zu 
erfüllen sind, bezeichnen. 

[…] 



§ 105d Ermächtigung zur vorübergehenden Ausübung von Heilkunde 

(1) Stehen für die ärztliche Versorgung von Ausländern, die eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Absatz 1 besitzen oder beantragt haben und denen eine entsprechende 
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 3 ausgestellt 
worden ist, in einer Aufnahmeeinrichtung oder einer anderen für die Unterbringung 
dieser Personen durch das Land bestimmten Einrichtung Ärzte, die über eine 
Approbation oder Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufs 
nach der Bundesärzteordnung verfügen, nicht in ausreichender Zahl zur Verfügung 
und ist hierdurch die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung dieser Personen in 
diesen Einrichtungen gefährdet, können Personen, die eine Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 besitzen oder beantragt haben und denen eine entsprechende 
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 3 ausgestellt 
worden ist und die in diesen Einrichtungen wohnen sowie über eine abgeschlossene 
Ausbildung als Arzt verfügen, auf Antrag vorübergehend zur Ausübung von Heilkunde 
in diesen Einrichtungen ermächtigt werden, um Ärzte bei der ärztlichen Versorgung 
dieser Personen in diesen Einrichtungen zu unterstützen. 

(2) Für die Ermächtigung nach Absatz 1 gelten die folgenden Beschränkungen: 

1. die Tätigkeit erfolgt unter der Verantwortung eines Arztes; 

2. die Berufsbezeichnung „Ärztin" oder „Arzt" darf nicht geführt werden; 

3.  die Behandlungserlaubnis erstreckt sich nur auf Personen in der 
Aufnahmeeinrichtung oder der anderen für die Unterbringung dieser Personen 
durch das Land bestimmten Einrichtung; 

4.  eine sprachliche Verständigung der ermächtigten Personen mit den zu 
behandelnden Personen in diesen Einrichtungen muss sichergestellt sein. 

(3) 1Die Ermächtigung nach Absatz 1 wird befristet erteilt. 2Sie kann jederzeit 
widerrufen werden, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr gegeben 
sind oder berechtigte Zweifel an der Qualifikation als Arzt erkennbar werden. 

(4) 1Die Erteilung der Ermächtigung nach Absatz 1 setzt voraus, dass 

1. der Antragsteller seine Qualifikation als Arzt glaubhaft macht und 

2.  ihm eine Approbation oder Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des 
ärztlichen Berufs nach § 3 oder § 10 der Bundesärzteordnung nicht erteilt werden 
kann, weil die erforderlichen Unterlagen und Nachweise aus Gründen, die nicht in 
der Person des Antragstellers liegen, nicht vorgelegt werden können. 

2Zur Glaubhaftmachung nach Satz 1 Nummer 1 hat der Antragsteller an Eides statt zu 
versichern, dass er über eine abgeschlossene Ausbildung als Arzt verfügt und in 
einem Fachgespräch mit einem von der zuständigen Behörde beauftragten Arzt seinen 
Ausbildungsweg sowie seine ärztliche Kompetenz nachzuweisen. 

(5) Ein späteres Verfahren zur Erteilung der Approbation nach § 3 der 
Bundesärzteordnung oder Verfahren zur Erteilung einer Erlaubnis zur 
vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufs nach § 10 der Bundesärzteordnung 
bleibt von der Ermächtigung zur vorübergehenden Ausübung von Heilkunde nach 
Absatz 1 unberührt. 

(6) Das Verfahren zur Erteilung der Ermächtigung nach den Absätzen 1 bis 5 führt die 
zuständige Behörde des Landes durch, in dem die Heilkunde ausgeübt werden soll, 



oder das Land oder die gemeinsame Einrichtung, das oder die nach § 12 Absatz 3 Satz 
3 der Bundesärzteordnung vereinbart wurde. 

 


